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Am 8. März 2007, dem internationalen Frauentag äusserten sich Politikerinnen im Bundeshaus 
besorgt darüber, dass sich Frauen zunehmend von der Politik abwenden und Abstimmungen 
und Wahlen fernbleiben. Diese Feststellung stützte sich auf Umfrageergebnisse zu den 
nationalen Wahlen. Auch in den Medien wurde darüber berichtet, wobei die Aussagen der 
Politikerinnen teilweise unterstützt aber auch dementiert wurden. Der langjährige Trend aus den 
Vox-Analysen weist z.B. eher eine Zunahme der Frauen bei Wahlen und Abstimmungen auf. Da 
aber nur eine Stadt in der Schweiz die eingegangenen Abstimmungs- und Wahlzettel zusätzlich 
nach Merkmalen wie Alter und Geschlecht aufschlüsselt, fehlen bisher gesicherte Angaben zur 
Stimmbeteiligung von Frauen und Männern in der Schweiz. 

Die politische Partizipation der Bürger und Bürgerinnen ist ein Grundprinzip demokratischer 
Gesellschaften. Viele Wahlberechtigte nehmen an Wahlgängen oder Abstimmungen nicht mehr 
oder nur noch selten teil, weil sie durch komplexe Vorlagen überfordert sind, sich keine Meinung 
bilden können oder das politische System und seine Akteure überhaupt in Zweifel ziehen. Diese 
Entwicklung ist für unsere direkte Demokratie äusserst problematisch. Es ist genauso heikel, 
wenn die abstimmende und wählende Bevölkerung nicht mehr repräsentativ ist. Das heisst vor 
allem, wenn junge Menschen und Frauen zunehmend den Wahlen- und Abstimmungen 
fernbleiben. Hier stellt sich die Frage, ob es trotz der verfassungsrechtlichen Gleichstellung einen 
Unterschied im Abstimmungs- und Wahlverhalten gibt, der auf veraltete Strukturen bzw. 
Einflüsse zurückzuführen ist. Falls eine Politikverdrossenheit besteht und diese sich vor allem bei 
den Frauen und jungen Menschen auswirkt, dann muss man sich dieser annehmen und 
versuchen sie soweit als möglich aufzuhalten. 

Einerseits steht zur Diskussion, wie man die bereits vorhandenen Strukturen und Organisationen 
besser unterstützen und miteinbeziehen könnte. Es handelt sich hier um die Quartiersekretariate, 
aber z.B. auch um den Mädchenrat, welcher sich schon zur Aufgabe gemacht hat die politische 
Partizipation von Mädchen und jungen Frauen zu fördern. Andererseits könnte man sich 
vorstellen, dass den Bürgerinnen und Bürgern die aktive Teilhabe an demokratischen Prozessen 
durch den Einsatz vernetzter Computer erleichtert werden kann. Das Internet oder kommunale 
Netzwerke könnten einen erleichterten Zugang schaffen und dabei das Interesse an politischen 
Entscheidungsprozessen fördern, indem der Bevölkerung schon früh Gelegenheit zur 
unbürokratischen Mitsprache gegeben wird (vgl. http://www.muenster.de oder 
http://www.blog.birsfelden.ch). Damit jedoch abgeklärt werden kann, ob es überhaupt eine 
Abnahme im Stimm- und Wahlverhalten der Frauen und jungen Menschen gibt, wäre die 
Einführung einer Statistik auf kantonaler Ebene, die die Stimmbeteiligung u.a. nach dem 
Geschlecht und Alter untersucht, analog zur Stadt Luzern, eine gute Grundlage. 

Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat ersucht, über die Beteiligung von Frauen und 
Männern im politischen Prozess zu berichten. Dabei soll der Fokus auf dem Abstimmungs- und 
Wahlverhalten der Frauen und jungen Menschen liegen. Es sollen Massnahmen geprüft werden, 
die die Verbesserung der politischen Partizipation zum Ziel haben, dabei sollen insbesondere die 
obgenannten Ideen geprüft werden. 
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